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Zur Frage: ob Bezirksſchulräthe im Sinne des § 12 der 

kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, K. -G.⸗Bl. 3. 96, 

den „Behörden“ beizuzählen ſind und demnach dieſe Ber- 

ordnung auch zum Schutze der Vezirksſchulräthe in An⸗ 
wendung gebracht werden kann? 


Von Dr. Volkar. 


Ein Ortsſchulrath hat anläßlich der Stellung des Ternavor— 
ſchlages zur Beſetzung einer Lehrerſtelle an den Landesſchulrath eine 
Eingabe gerichtet, durch deren Inhalt ſich der Bezirksſchulrath beleidigt 
fühlte und deßhalb die Bezirkshauptmannſchaft um die Durchführung 
des Strafverfahrens gegen die einzelnen Mitglieder des Ortsſchul— 
rathes wegen Uebertretung des § 12 lit. c der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, erſuchte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft wandte ſich an die Statthalterei 
um die Belehrung darüber: ob im vorliegenden Falle die Anwend— 
barkeit des § 12 lit. e der angeführten Verordnung zuläſſig iſt, und 
wenn ja, ſo möge die Delegirung zur Durchführung des Strafver— 
fahrens gemäß § 14 der Verordnung angeordnet werden. 

Die Statthalterei hat entſchieden, daß die kaiſ. Verordnung, 
wie es ſich aus deren Einleitungsworten und dem Wortlaute der 
88 14 Abſ. 2 und 16 ergibt, lediglich zur Wahrung des Amts⸗ 
anſehens der l. f. politiſchen und Polizei-Behörden und derjenigen 
Gemeindeämter, welchen die politiſche Geſchäftsführung anvertraut iſt, 
erlaſſen wurde, und daher dieſe kaiſ. Verordnung zum gleichen Schutze 
der k. k. Bezirksſchulrüthe nicht anwendbar iſt.“) 

*) $ 14, Abſatz 2: In den im 8 i a a 
der 0 1 1 oder polizeilichen en ne Re 
dende Verfahren ſtattfand, und wenn dieſes gegen einen Gemeindevorſteher verübt 
wurde, der Vorſtand der politifchen Bezirksbehörde, in deren Gebiet die betreffende 


Dieſe Anſicht läßt ſich aus dem Wortlaute und der Intention 
der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 wohl nicht ohneweiters be— 
gründen, noch weniger kann ſie vom Standpunkte der diesbezüglichen 
Rechtsanſchauung der Centralſtellen unangefochten bleiben. 

Die kaiſ. Verordnung hat zur Wahrung des Amts⸗ 
anſehens überhaupt den politiſchen und polizeilichen Behörden unter 
Anderem die Handhabung der Strafgewalt auch in dem Falle des 
8 12 lit. e übertragen, nämlich gegen Denjenigen: „wer in einer von 
ihm ſelbſt oder über feinen Auftrag von einem Dritten verfaßten Ein⸗ 
gabe an eine „Behörde“ ſich einer dieſelbe beleidigenden Schreib- 
art bedient, oder eine ſolche Eingabe für einen Dritten verfaßt.“ 

Unter dem allgemein lautenden Ausdrucke „Behörde“ kann im 
Hinblicke auf die Organiſation der öffentlichen Verwaltung zur Zeit 
der Erlaſſung der beſagten Verordnung wohl jede ad miniſtrative 
Behörde verſtanden werden, und nicht bloß die politiſchen und poli— 
zeilichen Behörden nach ihrer heutigen Organiſation. So hat das 
Finanzminiſterium mit dem Erlaſſe vom 3. September 1898, Z. 37.916, 
in der Erwägung, daß die Strafloſigkeit eines ungeſtümen Benehmens 
gegenüber den Finanzbehörden geeignet iſt, das Anſehen dieſer 
Behörde zu ſchmälern, angeordnet, dafür Sorge zu tragen, daß fünf- 
tighin in allen Fällen einer ungebührlichen Schreibweiſe in den an 
adminiſtrirende Finanzbehörden gerichteten Eingaben nicht bloß die 
Einleitung der Strafamtshandlung durch die politiſche Behörde gegen 
den Schuldtragenden in Anſpruch genommen, ſondern zur Wahrung 
dieſes Anſpruches jedesmal der Inſtanzenzug erſchöpft werde. 

Ferners wurde bereits mit dem Exlaſſe des Miniſteriums des 
Innern vom 6. December 1870, 3. 15.184, ausgeſprochen, daß der 
§ 12 lit. c der kaiſ. Verordnung auch zum Schutze der autono⸗ 
men Behörden höherer Ordnung in Anwendung zu bringen ſei. Hin⸗ 
ſichtlich der Bezirksausſchüſſe im Verhältniſſe zu den Gemeindevor— 
ſtehern wurde an dieſem Principe mit der Miniſterial-Entſcheidung 
vom 3. Jänner 1878, Z. 327, feſtgehalten, und in einem Falle der 
Ueberreichung der Eingabe beleidigender Schreibart an den Bezirks 
ausſchuß ſeitens einer Privatperſon hat das Miniſterium des Innern 
in der Entſcheidung vom 24. Mai 1898, 3. 1749, ſeine Anſicht 
dahin zum Ausdruck gebracht, daß der Bezirksausſchuß mit Rückſicht 
auf feinen Wirkungskreis den „Behörden“ im Sinne des § 12 lit. c 
der kaiſ. Verordnung beizuzählen iſt; deßgleichen wurde der Landes— 
ausſchuß laut der Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 
3. October 1876, 3. 13.213, als „Behörde“ im Falle beleidigender 
Schreibweiſe erklärt. 


Gemeinde gelegen iſt, das Straferkenntniß zu ſchöpfen. Iſt die Beleidigung in 
einer ſchriftlichen Eingabe geſchehen, und gegen die Behörde im Ganzen oder gegen 
die Perſon des Vorſtehers gerichtet, jo hat die vorgeſetzte Stelle eine andere Be: 
hörde zur Verhandlung des Gegenſtandes und zur Urtheilsſchopfung zu delegiren. 

§ 16: Den landesfürſtlichen politiſchen Behörden werden in Betreff der 
Handhabung der in den vorſtehenden Paragraphen beſtimmten Executiv- und 
Strafgewalt auch diejenigen Gemeindeämter (Magiſtrate u. dgl.) gleichgeſtellt, 
welchen in dem ihnen zugewieſenen Amtsgebiete an der Stelle der landesfürſtlichen 
Bezirksbehörden die politiſche Geſchäftsführung anvertraut iſt. 


Es läßt ſich ſomit nicht recht einſehen, warum die Beſtimmung 
des $ 12 lit. e der bezogenen Verordnung nicht auch zum Schutze 
des Amtsanſehens eines k. k. Bezirksſchulrathes in Anwendung gebracht 
werden konnte. 

Den politiſchen und polizeilichen Behörden obliegt nach dem 
klaren einleitenden Wortlaute der kaiſ. Verordnung wohl ausſchlie ß⸗ 
lich die Verpflichtung zur Wahrung des Amtsanſehens, allein aus 
den Anordnungen der Verordnung, insbeſondere aus den 88 14 und 16 
kann nicht die Behauptung abgeleitet werden, daß unter den im § 12 
bezeichneten „Behörden“ mur die politiſchen und polizeilichen zu ver— 
ſtehen find, demnach durch eine Eingabe beleidigender Schreibweiſe 
lediglich dieſe Behörden beleidigt werden können und den Schutz in 
der kaiſ. Verordnung zu finden haben. 

Daß insbeſondere die Volksſchulagenda ſammt ihren 
Organen bereits zur Zeit der Erlaſſung der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854 und im Sinne derſelben einen Beſtandtheil der öffent— 
lichen, u. zw. ſtaatlichen Verwaltung gebildet haben, ſteht mit Rück- 
ſicht auf die beſtandene politiſche Schulverſaſſung und im Hinblicke 
auf die Anordnung des § 51 der Organiſationsbeſtimmungen über 
die Amtswirkſamkeit der Bezirksämter, wornach in Schul- und Volks⸗ 
erziehungsſachen das Bezirksamt nach Maßgabe der beſtandenen Geſetze 
das Aufſichtsrecht des Staates auszuüben hatte, außer Zweifel. 

Nach den Beſtimmungen der neuen Reichs- und Landesgeſetze, 
betreffend die Schulaufficht, wurde jener Wirkungskreis der beſtandenen 
Bezirksämter den dermaligen Bezirksſchulräthen beinahe in demſelben 
Umfange übertragen. Die Landes- und Bezirksſchulräthe werden im 
§ 10 des Reichsgeſetzes vom 25. Mai 1868, R.-G.-Bl. Nr. 48, als 
Schulbehörden bezeichnet. 

Die hier über die Bedeutung des Ausdruckes „Behörde“ dar— 
gelegte Anſicht findet auch in der Judicatur der Centralſtellen ihre 
Stütze. So wurde anläßlich vorgekommener Zweifel über die Com— 
petenz der Schulbehörden in Zwangs- und Strafangelegenheiten vom 
Miniſterium für Cultus und Unterricht im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 28. Februar 1876, 
Z. 3738 (L.⸗G.⸗Bl. Nr. 26 für Tirol) eröffnet, daß die Handhabung 
der in der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 normirten Zwangs- 
und Strafgewalt, inſoferne nicht das Geſetz ſelbſt eine Ausnahme feſt— 
ſetzt, durchwegs, alſo auch in Angelegenheiten des Wirkungskreiſes einer 
anderen adminiſtrativen Behörde, nur den politiſchen Behörden zu— 
kommt. Dieſer Miniſterial-Erlaß geht von der Vorausſetzung aus, 
daß eine Schulbehörde die Intervention der politiſchen Behörde wohl 
auch zum Zwecke der Vornahme der Strafamtshandlung wegen der 
Uebertretung des 8 12 lit, e der kaiſ. Verordnung in Anſpruch 
nehmen kann. 

Im Sinne dieſes Normal⸗Erlaſſes iſt jedoch bei der Prüfung 
der Strafcompetenz der politiſchen Behörde der weitere Umſtand zu 
unterſuchen: ob bezüglich der Ahndung einer, gegen eine Schulbehörde 
oder deren Organ begangenen Uebertretung das Geſetz ſelbſt keine 
Ausnahme feſtſetzt. 

In dem vorliegend geſchilderten Falle kann eine Pflichtverletzung 
der durch das Schulauffihtsgefeg vom 24. Februar 1873 (L.⸗G. Bl. 
Nr. 17 für Böhmen) geregelten Geſchäfte des Ortsſchulrathes gegen- 
über dem Bezirksſchulrathe nicht erblickt werden, weil dieſes Geſetz 
eine diesbezügliche disciplinäre Anordnung nicht trifft. Im § 19 des 
Geſetzes iſt die Strafgewalt des Bezirksſchulrathes im Falle der unge⸗ 
rechtfertigten Verweigerung des Eintrittes in den Ortsſchulrath, oder 
der beharrlichen Verweigerung der Thätigkeit in demſelben ſeitens der 
Vertreter der Gemeinde normirt, ſowie für den Fall, wenn der Vor— 
ſizende des Ortsſchulrathes ſeine Pflichten verletzt, die Uebernahme 
oder die Führung der Geſchäfte verweigert. 

Nach § 26 des Schulaufſichtsgeſetzes kommt dem Bezirksſchul— 
rathe noch das Entſcheidungsrecht in I. Inſtanz in Schulftraf- 
ſachen zu, dann die Unterſuchung der Dienſtesvergehen des Lehr— 
perſonales und anderer Gebrechen der Schulen; ein anderes Straf— 
recht iſt dem Bezirksſchulrathe nicht eingeräumt, u. zw. weder gegen 
den Ortsſchulrath im Ganzen oder gegen einzelne Mitglieder desſelben, 
noch gegen eine Privatperſon. 

In der Berfaffung und Ueberreichung einer Eingabe beleidigenden 
„Inhaltes an eine Schulbehörde liegt eine Handlung, welche einen all- 
gemein ſtrafbaren Charakter hat; nach dem Schulauſſichtsgeſetze 
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kann ſie nicht geahndet und die Strafloſigkeit kann in ähnlichen Fällen 
nicht zugelaſſen werden, da die Eigenſchaft eines Ortsſchulraths-Mit⸗ 
gliedes als Beleidiger keine Ausnahme von der Anwendung allgemeiner 
Strafbeſtimmungen begründen kann; es muß ſomit mit Nothwen— 
digkeit gefolgert werden, daß auch die Bezirksſchulräthe im Falle des 
§ 12 lit. e der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 den Schutz 
nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung als „Behörden“ genießen 
ſollen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz⸗Conflicts⸗Entſcheidung. Zur Entſcheidung über Erſatz⸗ 
anſpruche gegen Eiſenbahn⸗ Unternehmungen wegen des Schadens, 
welcher durch den Eiſenbahnbau an öffentlichem oder Privatgute 
verurſacht wurde, ſind die Gerichte zuſtändig. Bei Competenz⸗ 
Conflicten iſt über den Erſatz der Koſten nicht zu erkennen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 20. October 1898 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über den vom k. k. Eiſenbahn— 
miniſterium sub praes. 30. Auguſt 1898, 3. 310 R.⸗G., geſtellten 
Antrag auf Entſcheidung eines bejahenden Competenz-Conflictes zwiſchen 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden zu Recht erkannt: 

J. Zur Entſcheidung über die von den Eheleuten Joſeſ L. Herzl 
und Borcza S. Herzl gegen die Commiſſion für Verkehrsanlagen in 
Wien wegen behaupteter Entwerthung des Hauſes Nr. 11, Sechs 
hauſer Gürtel, XIV. Bezirk in Wien, durch den Bau und Betrieb 
der Wiener Stadtbahn geltend gemachten Schadenerſatzanſprüche im 
Betrage von 40.000 fl. ſ. N. G. ſind die Gerichte zuſtändig. 

II. Die Eheleute Joſef L. Herzl und Borcza S. Herzl werden 
mit dem Begehren um Zuſpruch der Koſten der gepflogenen münd— 
lichen Verhandlung abgewieſen. 

Gründe: Mit der bei der k. k. niederöſterreichiſchen Statt- 
halterei am 3. December 1897, 3. 113.238, überreichten Eingabe 
hat der Beſitzer des Hauſes, XIV. Bezirk, Gürtel Nr. 11, in Wien, Joſef 
L. Herzl, unter Hinweis auf die ſeinem Hauſe durch die unmittel— 
bare Nähe der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn drohenden Gefahren 
um die Veranlaſſung gebeten, daß ſein Eigenthum geſchützt und für 
ſein Haus genügende Sicherheit geboten werde. Dieſe, dem k. k. 
Eiſenbahnminiſterium vorgelegte Eingabe wurde mit dem Miniſterial— 
Erlaſſe vom 16. Jänner 1898, 3. 74/ B. D., der k. k. Statthalterei 
mit der Aufforderung rückgemittelt, den Geſuchſteller zunächſt im Wege 
der Einvernahme zu einer präciſen Angabe der concreten, ihm durch 
den Bahnbau verurſachten, oder in der Folge durch den Beſtand der 
Bahn drohenden Nachtheile unverweilt zu veranlaſſen und hierüber 
ſofort Bericht zu erſtatten. Bei der ſohin am 2. März 1898 durch 
den Wieuer Magiſtrat erfolgten Einvernahme hat Joſef L. Herzl, 
beziehungsweiſe deſſen Vertreter die im Protokolle niedergelegten Be⸗ 
ſchwerden vorgebracht und um Erſatz der ihm durch den Stadtbahn— 
bau zugefügten Schäden gebeten. Ueber die mit Statthaltereibericht 
vom 21. März 1898, 3. 24.973, erfolgte Vorlage dieſes Protokolles 
hat das k. k. Eiſenbahnminiſterium im Hinblicke auf die Beſtimmungen 
der $$ 10 lit. b und 13 der Miniſterial-Verordnung vom 14. Sep⸗ 
tember 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238, mittels Erlaſſes vom 9. April 1898 
3. 13.667, der k. k. Statthalterei die inſtanzmäßige Entſcheidung 
über das Protokollarbegehren auf Grund einer unter Zuziehung beider 
Parteien durchzuführenden commiſſionellen Erhebung aufgetragen. 
Bevor noch dieſe, in der Folge vom Wiener Magiſtrate auf den 
5. Juli 1898 anberaumte commiſſionelle Verhandlung angeordnet 
worden war, hat indeſſen Joſef L. Herzl im Vereine mit feiner Ehe— 
gattin Borcza S. Herzl am 29. Mai 1898 beim k. k. Landesgerichte 
in Wien wider die Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien aus 
dem Titel des 8 10 lit. b des Eiſenbahnconceſſions-Geſetzes die 
Klage auf Zahlung eines Schadenerfaße von 40.000 fl. ſ. N. G. 
eingebracht. Nach Ueberreichung dieſer Klage hat endlich Joſef L. Herzl 
um die Siſtirung des Adminiſtrativverfahrens über feine Schaden⸗ 
erſatzanſprüche angeſucht, welches Geſuch mit Magiſtratsbeſcheid vom 
1. Juli 1898, Z. 114.711, zur Kenntniß genommen wurde. Bei 
der über die vorerwähnte Klage zufolge Beſcheides des k. k. Landes- 
gerichtes Wien vom 4. Juni 1898, 3. C. g. Nr. 634/98, am 
28. Juni 1898 ſtattgefundenen erſten Tagſatzung hat nun die k. k. 


niederöſterreichiſche Finanzprocuratur in Vertretung der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen in Wien zunächſt die Einrede der Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges angemeldet. Zudem hat der Magiſtrat Wien dem 
k. k. Landesgerichte am 4. Auguſt 1898, 3. 136.966/ V, mitgetheilt, 
daß das k. k. Eiſenbahnminiſterium die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- 


behörden für die vorerwähnte, beim Landesgerichte anhängige Klage | 


in Anspruch nehme. Dieſe Mittheilung wurde Seitens des k. k. 
Landesgerichtes Wien mit dem Schreiben vom 6. Auguſt 1898, 
Z. C. g. II 634/2 98, zur Kenntniß genommen. 

Der Rechtsſtandpunkt, welchen das k. k. Eiſenbahnminiſterium 
in dem durch das Vorangeführte conſtatirten affirmativen Competenz— 
Conflicte zwiſchen den Gerichten und Verwaltungsbehörden einnimmt, 
gründet ſich auf nachſtehende Erwägungen: Der Rechtstitel, auf 
welchen die Eheleute Herzl ihren Schadenerſatzanſpruch ſtützen, bildet 
die Beſtiummung des § 10 Ut. b der die Ertheilung von Eiſenbahn— 
conceſſionen regelnden, gemäß der 88 1 und 7 der Allerh. Conceſſions⸗ 
urkunde vom 18. December 1892, R.-G.⸗Bl. Nr. 230, auch auf 
die Gürtellinie der Wiener Stadtbahn anwendbaren Minifterial-Ver- 
ordnung vom 14. September 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238. Im § 10 
dieſer Miniſterial-Verordnung wird den conceffionirten Eiſenbahn— 
Unternehmungen außer den ſchon in den allgemeinen Geſetzen ent— 
haltenen Verpflichtungen noch eine Reihe beſonderer Verbindlichkeiten 
gegenüber der Staatsverwaltung auferlegt, darunter sub lit. b die 
Verpflichtung, allen Schaden an öffentlichem oder Privatgute zu ver— 
güten, welcher durch den fraglichen Eiſenbahnbau veranlaßt wurde, 
ferner ſolche Vorkehrungen zu treffen, daß die angrenzenden Grund— 
ſtücke, Gebäude u. ſ. w. durch die Bahn weder während des Baues 
derſelben, noch in der Folge Schaden leiden, und endlich für derlei 
Beſchädigungen zu haften. Der Wortlaut dieſer geſetzlichen Beſtim— 
mungen in ihrem Zuſammenhange und insbeſondere der Beiſatz 
„gegenüber der Staatsverwaltung“ zeigt deutlich, daß es ſich hier 
nicht um aus dem Privatrechte entſpringende, der Bauunternehmung 
als Subject von Privatrechten obliegende Verpflichtungen zu Gunſten 
der Anrainer der Bahn, ſondern um offentlich-rechtliche, der Eiſenbahn— 
unternehmung mit Rückſicht auf die ihr ertheilte Conceſſion gegenüber 
der Staatsverwaltung auferlegte Verpflichtungen handelt. Der Zu— 
ſammenhang zwiſchen den, den Eiſenbahn-Unternehmungen mittels 
des Conceſſionirungsactes durch die Staatsgewalt eingeräumten weit— 
gehenden Zugeſtändniſſen und Privilegien einerſeits und den im citirten 
§ 10 angeführten, den Rahmen der im a. b. G.-B. normirten Schaden— 
erſatzpflicht weit überſteigenden beſonderen Verpflichtungen andererſeits, 
ergibt ſich zweiſellos aus der, durch das im Eingange des § 10 lit. à 
aufgenommene Wort „dagegen“ hergeſtellten Verbindung zwiſchen 
dem von den Rechten der Bauunternehmungen handelnden § 9 mit 
dem folgenden, die Verbindlichkeiten der Eſſenbahn-Unternehmungen 
aufzühlenden § 10 des Geſetzes. Der öffentlich-rechtliche Charakter 
dieſer Verbindlichkeiten ergibt ſich weiters aus jenen Stellen des 
citirten 8 10 lit. b und e, in welchen eine weitere, nachträgliche 
Action der Staatsverwaltung ſelbſt wohl darum für nöthig erachtet 
und in Ausſicht genommen wird, weil der Eiſenbahnbau ein weit— 
tragendes, mit in Vorhinein oft gar nicht zu überſehenden Con— 
ſequenzen verbundenes Unternehmen iſt. Die im § 10 lit. b normirte 
Schadenerſatzpflicht der Eiſenbahn-Unternehmungen iſt ſomit keine der 
Dispoſition der Parteien unterliegende Privatſache, ſondern eine der 
Eiſenbahn-Unternehmung in Abſicht auf die Wahrung der allgemeinen 
Sicherheit gegenüber der Staatsverwaltung auferlegte Verbindlichkeit 
öffentlich-rechtlicher Natur. Bei der Handhabung der Vorſchriften 
des § 10 lit. b wird es ſich daher immer in erſter Linie um die 
Ausübung eines der Staatsverwaltung durch das Eiſenbahnconceſſions⸗ 
Geſetz gegenüber der Eiſenbahn-Unternehmung eingeräumten öffent: 
lichen Rechtes, und nur in zweiter Linie auch um die Entſchädigung 
der durch den Bau und Vetrieb der Eiſenbahn in ihrem Eigenthume 
geſchädigten Anrainer handeln. Die Staatsgewalt wird von den ihr 
im § 10 lit. b eingeräumten Rechten gegenüber der Eiſenbahn— 
Unternehmung gegebenenfalls auch ohne, ja ſelbſt gegen den Willen 
der Adjacenten Gebrauch machen können, woraus am deutlichſten er— 
hellt, daß es ſich im § 10 lit. b nicht um Rechte und Befugniſſe 
privater Natur zu Gunſten von Privaten, ſondern um öffentliche 
Rechte der Staatsverwaltung gegenüber der Eiſenbahn-Unternehmung 
handelt. Im vollen Einklange mit dem öffentlich-rechtlichen Charakter 
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des eitirten $ 10 und mit offenbarer Bedachtnahme auf die hiebei 
in Betracht kommenden öffentlichen Intereſſen beftimmt denn auch 
§ 13 conſequenterweiſe, daß Angelegenheiten, welche ſich auf die 
Vollziehung dieſer Beſtimmungen beziehen, von dem Rechtswege aus⸗ 
geſchloſſen ſind und vor die adminiſtrativen Behörden gehören. Durch 
dieſe ausdrückliche und ganz allgemein gehaltene Geſetzesvorſchrift wird 
ſomit eine, übrigens ſchon im § 1338 a. b. G.-B. vorgeſehene Aus⸗ 
nahme von der ſonſt in Schadenerſatz-Angelegenheiten eintretenden 
Competenz der ordentlichen Gerichte hinſichtlich der aus § 10 lit. b 
des Eiſenbahnconceſſions-Geſetzes abgeleiteten Schadenerſatzanſprüche 
wider Eiſenbahn-Unternehmungen ſtatuirt. Wenn der Geſetzgeber es 
bezüglich der Competenz zur Entſcheidung auch der ebenangeführten 
Schadenerſatzforderungen bei der allgemeinen Regel des § 1338 
a. b. G.⸗B. hätte bewenden laſſen wollen, ſo hätte es hiezu der 
Aufnahme einer beſonderen, die allgemeine Competenzvorſchrift des 
vorcitirten $ 13 für dieſe Fälle aufhebenden Beſtimmung in das 
Geſetz ebenſo bedurft, wie deren Feſtſetzung hinſichtlich der im § 9 
lit. e behandelten Entſchädigungsanſprüche für expropriirte Grund 
ſtücke als nothwendig erkannt wurde. Dieſe Ausnahmsbeſtimmung 
des § 9e beſtätigt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen nur die Giltig— 
keit und Anwendbarkeit der im § 13 aufgeſtellten Regel für alle 
übrigen Fälle, darunter insbeſondere für diejenigen, welche ſich auf 
die Vollziehung der Beſtimmungen des § 10 lit. b beziehen. Fur 
dieſe letzteren Angelegenheiten iſt eine Ausnahme von der allgemeinen 
Competenzvorſchrift des § 13 nicht ſtatuirt, es muß daher bezüglich 
derſelben die Regel der bezogenen Geſetzesſtelle volle Anwendung finden. 
Die von den Eheleuten Herzl in der Klage dagegen angerufene Aller— 
höchſte Entſchließung vom 26. Juni 1864 iſt keine das Eiſenbahn— 
conceſſions-Geſetz abändernde Verfügung, denn ſie iſt nur anläßlich 
eines ſpeciellen Falles ergangen und im R.-G.-Bl. nicht kundgemacht 
worden. 

Das Petit lautet, das Reichsgericht wolle den zwiſchen den 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden beſtehenden affirmativen Competenz⸗ 
Conflict hinſichtlich der Frage, ob die Schadenerſatzanſprüche der Haus— 
beſitzer⸗Eheleute Joſef L. Herzl und Borcza S. Herzl gegen die Come 
miſſion für Verkehrsanlagen in Wien peto. 40.000 fl. ſ. N. G. 
wegen behaupteter Entwerthung des Hauſes Nr. 11, Sechshauſer 
Gürtel, XIV. Bezirk in Wien, durch den Bau und Betrieb der 
Wiener Stadtbahn, im Rechts- oder Verwaltungswege auszutragen 
ſeien, im Sinne der Zuſtändigkeit der Adminiſtrativbehörden ent- 
ſcheiden. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde Seitens des Vertreters 
der Privatpartei zunächſt der Zweifel aufgeworfen, ob ein Competenz— 
Conflict überhaupt vorliege, weil einerſeits der Anſpruch bei der 
Adminiſtrativbehörde nicht erhoben worden ſei und andererſeits das 
Civilgericht ſich noch nicht für competent erklärt habe, ferner, ob dem 
Eiſenbahnminiſterium und nicht einem anderen Miniſterium die 
Legitimation zur Antragſtellung bei einem eventuell vorhandenen 
Competenz⸗Conflicte zukomme, da das Eiſenbahnminiſterium doch nicht 
Partei und Richter zugleich ſein könne. In merito wurde ſodann 
von dem Parteivertreter betont, daß ein wie hier auf Grund des 
§ 10 b, 1. Abſ., des Eiſenbahnconceſſions-Geſetzes erhobener Schaden— 
erſatzanſpruch ein privatrechtlicher ſei und daß die conſequente Judi— 
catur des Oberſten Gerichtshofes für dieſe Auffaſſung ſpreche; hieraus 
ergebe ſich die Competenz der Gerichte. Die Norm des § 13, daß 
Angelegenheiten, welche ſich auf die Vollziehung dieſer Beſtimmungen 
beziehen, von dem Rechtswege ausgeſchloſſen ſeien und vor die ad— 
miniſtrativen Behörden gehören, betreffen nur jene Beſtimmungen, 
welche ihrer Natur nach einem Vollzug unterliegen; bei einem Schaden— 
erſatzanſpruche handle es ſich nicht um Vollziehung, ſondern um einen 
richterlichen Spruch. Die Allerhöchſte Entſchließung vom 26. Juni 1864 
ſei zwar nicht durch das Reichsgeſetzblatt kundgemacht, aber allen 
Adminiſtrativbehörden und Gerichten zur Darnachachtung bekannt— 
gegeben worden. 

Das k. k. Reichsgericht ging bei feiner Entſcheidung von nach— 
ſtehenden Erwägungen aus: 

Was zunächſt die von den Eheleuten Joſef und Borcza Herzl 
angeregte Frage, ob denn ein affirmativer Competenz-Conflict that— 
ſächlich vorliege, betrifft, ſo iſt dieſelbe zu bejahen. 


Seitens der Gerichte wird die Competenz zur Entſcheidung 
über die Schadenerſatzanſprüche der genannten Eheleute dadurch in 
Anſpruch genommen, daß über deren Klage de praes. 29. Mai 1898 
vom k. k. Landesgerichte in Wien mit der Ladung vom 4. Juni 1898 
zur mündlichen Verhandlung die erſte Tagſatzung auf den 28. Juni 1898 
angeordnet wurde, von Seite der Verwaltungsbehörde aber erfolgte 
die Anſpruchnahme durch die diesfällige, dem k. k. Landesgerichte 
in Wien mit der Note des Wiener Magiſtrates vom 4. Auguſt 1898, 
3. 136.966, bekanntgegebene Erklärung des Eiſenbahnminiſteriums, 
ſowie bereits mit deſſen an die niederöſterreichiſche Statthalterei am 
16. Jänner 1898, Z. 74/ B. D., und am 9. April 1898, Z. 13.667/ B. D. 
ertheilten Weiſungen, betreffend die Einleitung von Erhebungen über 
jene Erſatzanſprüche und die Entſcheidung hierüber. 

Wenn die genannten Eheleute, ferner die Berechtigung des 
k. k. Eiſenbahnminiſteriums zur Stellung des Antrages auf Ent⸗ 
ſcheidung des dem eben Geſagten zufolge entſtandenen bejahenden 
Competenz⸗Conflictes (§ 12 des Geſetzes vom 18. April 1869, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 44) beſtreiten, ſo muß dies unter Verweiſung auf das mit der 
Kundmachung des Eiſenbahnminiſteriums vom 19. Jänner 1896, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 16, verlautbarte Organiſationsſtatut dieſes Miniſteriums 
als unrichtig bezeichnet werden, da es ſich im vorliegenden Falle 
zweiſellos um eine Eiſenbahnangelegenheit handelt. 

Für die Entſcheidung dieſes Competenz-Conflictes aber iſt maß⸗ 
gebend die Beſtimmung des § 1338 a. b. G.⸗B., daß das Recht zum 
Schadenerſatze in der Regel, wie jedes andere Privatrecht, bei dem 
ordentlichen Richter angebracht werden muß. 

An dieſer grundſätzlichen Beſtimmung wurde dadurch nichts 
geändert, daß im § 10 b der Miniſterial⸗Verordnung vom 14. Sep⸗ 
tember 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238, der Umfang der Verpflichtung 
der Eiſenbahn-Unternehmungen zur Vergütung allen durch den Eiſenbahn— 
bau veranlaßten Schadens geregelt, beziehungsweiſe über das Maß 
der in den Beſtimmungen des a. b. G.-B. begründeten Schaden— 
erſatzpflicht erweitert worden iſt. 

Es wäre auch ein Widerſpruch, wenn gemäß $ 9 c al 2 der 
citirten Miniſterial-Verordnung über Entſchädigungen für die Ab— 
tretung des durch den Eiſenbahnbau in Anſpruch genommenen Gutes 
die Gerichte über den Erſatz für die Beſchädigung des Gutes aber 
die Adminiſtrativbehörden zu entſcheiden hätten. 

Wenn dem gegenüber ſeitens des k. k. Eiſenbahnminiſteriums auf 
die Beſtimmung des § 13 der Miniſterial-Verordnung vom 14. Sep⸗ 
tember 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238, verwieſen wird, jo muß die hier- 
aus abgeleitete Folgerung der Zuſtändigkeit der Adminiſtrativbehörden 
zur Entſcheidung über in der Vorſchrift des $ 10 b begründete Erſatz— 
anſprüche als unrichtig bezeichnet werden. 

Jene Beſtimmung kann nur auf Gegenſtände bezogen werden, 
welche ſchon nach allgemeinen Competenz-Grundſätzen von den Ad— 
miniſtrativbehörden zu regeln ſind, nicht aber auf das Privatrecht 
des Schadenerſatzes, deſſen Geltendmachung dem Willen des Beſchädigten 
anheimgeſtellt iſt, und demgemäß eine von der Vollziehung der Be— 
ſtimmungen des Eiſenbahn-Conceſſionsgeſetzes unabhängige Angelegen— 
heit bildet. 

Demgemäß iſt in Uebereinſtimmung mit der in einem ſpeciellen 
Falle erfloſſenen Allerhöchſten Entſchließung vom 26. Juni 1864 
daran feſtzuhalten, daß über Erſatzanſprüche gegen Eiſenbahn-Unter— 
nehmungen wegen des Schadens, welcher durch den Eiſenbahnbau an 
öffentlichem oder Privatgute verurſacht wurde und wofür den Eiſen— 
bahnen im § 10 b der Miniſterial-Verordnung vom 14. September 1854, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 238, die Haftung auferlegt iſt, die Gerichtsbehörden 
zu entſcheiden haben, weßhalb auch im vorliegenden Falle die Gerichte 
als zuſtändig zur Entſcheidung über den Erſatzanſpruch der Eheleute 
Joſef und Borcza Herzl per 40.000 fl. anzuerkennen ſind. 

Was ſchließlich das vom Vertreter dieſer Eheleute bei der vor 
dem Reichsgerichte gepflogenen Verhandlung geſtellte Begehren um 
Zuſpruch der Koſten betrifft, jo iſt dasſelbe abzuweiſen, weil wohl 
bei der Entſcheidung über ſtreitige Anſprüche öffentlichen Rechtes, 
nicht aber auch bei Competenz-Conflicten über den Erſatz der Koſten 
zu erkennen iſt, SS 34 und 33 des Geſetzes vom 18. April 1869, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 44. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 20. October 1898, 3. 342.) 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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Bei bloß formalen Entſcheidungen haben die fpeciellen Berufungs⸗ 
friſten nicht zu gelten. 


Mit dem Erlaſſe der Statthalterei vom 25. Juli 1898, 
3. 23.038, wurde der Recurs des Gemiſchtwaarenhändlers Jakob L. 
gegen den Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft L. vom 16. Auguſt 1897, 
3. 9940, betreffend die Verweigerung der Conceſſion zum Ausſchanke 
gebrannter geiſtiger Getränke im Hauſe Nr. 18 in R., wegen Ver⸗ 
ſäumung der ſechswöchentlichen Recursfriſt als unſtatthaft zurüd- 
gewieſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung wurde der Partei von der Statt— 
halterei im Sinne des § 146 der Gewerbe-Ordnung eine ſechs— 
wöchentliche Recursſriſt eingeräumt. 

Das Minifterium des Innern hat mit dem Erlafſe vom 
2. November 1898, Z. 35.753, den hiergegen von L. unter aber- 
maliger Verſäumung auch dieſer Friſt eingebrachten Recurs als ver— 
ſpätet und mithin unſtatthaft zurückgewieſen, gleichzeitig jedoch bemerkt, 
„daß gegen die bloß formale Statthalterei-Ent⸗ 
ſcheidung ſtatt der ſechs wöchentlichen, richtig die vier— 
wöchentliche Recursfriſt einzuräumen geweſen wäre“. 

M.-G. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Ober-Rechnungsrath Eduard Gerſtner zum 
Rechnungsdirector bei der Statthalterei in Innsbruck ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Dr. Johann Paraubek in 
Kladno zum Statthaltereirathe bei der Statthalterei in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberpoftverwalter in Teplitz-Schönau kaiſ. Rathe 
Adolf Hauff den Titel und Charakter eines Poſtamtsdirectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Moriz Grafen Vetter von 
der Lilie anläßlich des Austrittes aus dem Staatsdienſte den Titel und Cha— 
rakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hofrathe im Finanzminiſterium Rudolf Klein 
anläßlich der Uebernahme in den dauernden Ruheſtand das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens verliehen und den mit dem Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
bekleideten Sectionsrath im Finanzminiſterium Joſef Ottokar Freiherrn von 
Buſchmann zum Hofrathe mit den Bezügen der V. Rangsclaſſe ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Regierungs— 
rathes bekleideten Rechnungsdirector im Finanzminiſterium Franz Müllner an⸗ 
1 der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hofrathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtande der Bergdirection in Idria, Oberberg⸗ 
rath Joſef Cermäk, anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober-Bergrathe und Vorſtande der Salinenver— 
waltung in Auſſee Auguſt Aigner anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand 
die Allerhöchſte Anerkennung bekanntgeben laſſen. 9 

Se. Majeſtät haben den Ober-Rechnungsräthen im Finanzminiſterium 
Franz Poſſelt, Michael Nackh und Andreas Fitz anläßlich der Uebernahme 
in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Regierungsrathes und den 
Rechnungsräthen dieſes Miniſteriums Reinhard Schmied und Eduard Blaſchet 
aus gleichem Anlaſſe den Titel und Charakter eines Ober⸗Rechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Zolloberamts-Controlor Emanuel, Beitler in 
Prag aus Anlaß der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerl. Rathes 
und dem Zollamtsofficial Wenzel Wolläk in Prag aus dem gleichen Anlaſſe 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 1 

Se. Majeſtät haben dem Lottoamtsverwalter und Caſſier in Trieſt Albin 
Freiherrn Dubsky von Wittenau anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. a 

Dem mit dem Titel und Charakter eines Regierungsrathes bekleideten 
Ober⸗Rechnungsrathe des Oberſten Rechnungshofes Johann Sehnoutka wurde 
anläßlich der Uebernahme in den Ruheſtand die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt 
gegeben. 


Erledigungen. 


Bergrathſtelle in der VII., eventuell VIII., Ober Berg verwalter— 
oder Ober⸗-Hüttenverwalterſtelle in der VIII. Rangsclaſſe im Status der 
alpinen Salinenverwaltungen bis 20. Februar 1899. (Amtsblatt Nr. 24.) 

3 Bezirksthierarztſtellen bei den politiſchen Behörden Dalmatiens 
in der XI. Rangsclaſſe bis 20. Februar 1899. (Amtsblatt Nr. 25.) 

Ingenieur-, bezw. Oberingenieurſtelle (Stadtingenieur) in der IX. 
eventuell VIII. Rangsclaſſe bei der Stadtgemeinde Wiener⸗Neuſtadt bis 25. Februar 
1899. (Amtsblatt Nr. 25.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 5 und 6 der Erkenntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


